
 

 

 

Oberlandesgericht Dresden 

 Zivilsenat 

Aktenzeichen: 10 U 1128/15 
Landgericht Chemnitz, 2 O 31/15 

 
  

BESCHLUSS 

 
 
In dem Rechtsstreit 
 
 
H. …  GmbH, … 

vertreten durch den Geschäftsführer … 
- Klägerin und Berufungsklägerin - 

 
Prozessbevollmächtigte: 
Rechtsanwälte … 
 
gegen 
 
 
…. E. H., … 

- Beklagte und Berufungsbeklagte - 
 
Prozessbevollmächtigter: 
Rechtsanwalt … 
 
 
 
wegen Schadensersatz aus Architektenhaftung 
 
 
hat der 10. Zivilsenat des Oberlandesgerichts Dresden durch  
 
Vorsitzenden Richter am Oberlandesgericht K., 
Richter am Oberlandesgericht F. und 
Richter am Oberlandesgericht Dr. S. 
 
ohne mündliche Verhandlung am 24.11.2016 
 

beschlossen: 
 
1. Die Berufung der Klägerin gegen das Endurteil des Landgerichts Chemnitz vom 

03.07.2015 - 2 O 31/15 - wird zurückgewiesen. 
 

2. Die Kosten des Berufungsverfahrens hat die Klägerin zu tragen. 
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3. Das unter Ziffer 1. genannte Urteil  ist ohne Sicherheitsleistung vorläufig 
vollstreckbar. Die Klägerin kann die Vollstreckung der Beklagten durch 
Sicherheitsleistung in Höhe von 120 Prozent des vollstreckbaren Betrages abwenden, 
wenn nicht die Beklagte Sicherheit in Höhe von 120 Prozent des jeweils zu 
vollstreckenden Betrages leistet. 
 

4. Der Streitwert des Berufungsverfahrens wird auf bis 125.000,00 € festgesetzt. 

 

Gründe 

I. 

Auf die Darstellung des Tatbestandes im Beschluss des Senats vom 01.09.2016 wird 

verwiesen. 

Die Klägerin hat mit Schriftsatz vom 19.10.2016 zu der beabsichtigten Zurückweisung der 

Berufung Stellung genommen. Wegen der näheren Einzelheiten wird auf den Inhalt dieses 

Schriftsatzes Bezug genommen. 

II. 

Die zulässige Berufung der Klägerin gegen das Endurteil des Landgerichts Chemnitz vom 

03.07.2015 - 2 O 31/15 - wird gemäß § 522 Abs. 2 ZPO zurückgewiesen, weil das 

Rechtsmittel nach der einstimmigen Auffassung des Senats offensichtlich keine Aussicht auf 

Erfolg hat, die Rechtssache keine grundsätzliche Bedeutung aufweist, die Fortbildung des 

Rechts oder die Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung eine Entscheidung des 

Senats durch Urteil nicht erfordert und auch aus sonstigen Gründen eine mündliche 

Verhandlung nicht geboten erscheint. 

Zur Begründung wird zunächst auf den Hinweisbeschluss des Senats vom 01.09.2016 Bezug 

genommen. Das Vorbringen der Klägerin in ihrer Stellungnahme vom 19.10.2016 vermag 

eine andere Beurteilung der Erfolgsaussichten der Berufung nicht zu rechtfertigen. 

 

1. 

Die Klägerin stützt ihre Schadensersatzansprüche - wie sie selbst ausführt - auf „drei 

Säulen“, von denen jedoch keine zum Erfolg der Klage führt. 

1.1 In der ersten Säule macht sie geltend, dass die Kostenschätzung der Beklagten vom 

19.07.2011 grob fehlerhaft sei. Bei zutreffender Ermittlung der Sanierungskosten 

hätte sie - die Klägerin - erkannt, dass mit dem Objekt kein Gewinn zu erwirtschaften 

ist, und hätte sie es dementsprechend gar nicht erst erworben. 
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Der Vortrag zu einem hierauf gestützten Schadensersatzanspruch ist weiterhin nicht 

ausreichend. 

Vorab wird auf die Ausführungen des Senats in Ziffer II.1. des Beschlusses vom 

01.09.2016 Bezug genommen. 

1.1.1 Trotz der erfolgten Hinweise hat die Klägerin ihren Vortrag zu einer Pflichtverletzung 

der Beklagten nicht hinreichend präzisiert. Die Behauptung, dass sämtliche Kosten 

nur quadratmeterbezogen berechnet würden und deshalb eine konkretere 

Darlegung der Pflichtverletzung nicht erforderlich sei, überzeugt nicht. Der Senat hat 

in Ziffer II.1.2.1 des Beschlusses vom 01.09.2016 ausdrücklich darauf hingewiesen, 

dass die für eine größere Quadratmeterfläche erstellte Kostenschätzung nicht 

einfach auf die geringere Fläche anhand der Kosten pro Quadratmeter umgerechnet 

werden kann. Selbst wenn die Klägerin z.B. die Vermarktungskosten prozentual aus 

dem Quadratmeterpreis der Projektfläche berechnet, kann bei einem größeren 

Auftragsumfang der Preis für den einzelnen Quadratmeter unter Umständen 

geringer sein. Mit dem Hinweis des Senates, dass es bestimmte Fixkosten geben 

könne, hat sich die Klägerin nur hinsichtlich des Beispiels der Vermarktung der 

Immobilie auseinandergesetzt. Auf den Hinweis, dass eine konkretere Darlegung 

erforderlich ist, ist sie nicht eingegangen. Das Beweisangebot, ein 

Sachverständigengutachten einzuholen, kann den erforderlichen - konkreten - 

Sachvortrag nicht ersetzen. 

1.1.2 Ebensowenig ausreichend ist weiterhin - trotz der unter Ziffer II.1.2.2 des 

Beschlusses vom 01.09.2016 erteilten Hinweise - der Vortrag der Klägerin zur 

Schadensberechnung. 

Die Klägerin begehrt Ersatz des Verlustes, den sie durch die Durchführung des 

Projektes erlitten hat. Sie sei nach § 249 BGB so zu stellen, als hätte sie das 

Bauvorhaben nicht realisiert und das Objekt nicht erworben. Sie hätte dann keinerlei 

Baukosten aufgewandt, aber auch keine Einnahmen durch Zahlungen der Erwerber 

erzielt. 

 

Zur Darstellung des konkreten Verlustes, den sie erlitten hat, hätte sie die erzielten 

Erlöse abzüglich der gezahlten Baukosten darlegen müssen (vgl. den Beschluss 

vom 01.09.2016, Ziffer II.1.2.2). Diese Kostendifferenz hat sie nach wie vor nicht 

konkret dargelegt. Zwar hat sie mit Anlage K 18 die Kaufpreise der einzelnen 

Wohnungen angegeben. Dem Senat ist es jedoch nicht zumutbar, sich diese aus der 

Anlage herauszusuchen, zumal die Klägerin trotz der erteilten Hinweise die Differenz 

zu den Baukosten nicht dargestellt hat. 

1.2 In der zweiten Säule begehrt die Klägerin den Schaden, der ihr entstanden sei, weil 
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die Beklagte im Nachgang zu der Kostenschätzung vom 19.07.2011 die 

Sanierungskosten weiterhin nicht ordnungsgemäß ermittelt habe. Bei einer 

zutreffenden Angabe der zu erwartenden Sanierungskosten hätte sie das Bauprojekt 

nicht durchgeführt und das Grundstück zum Einstandspreis wieder verkauft. 

Ein ihr dadurch entstandener Schaden ist aber weiterhin nicht hinreichend dargelegt. 

Auch hier hätte die Klägerin den Schaden durch die Gegenüberstellung der 

Baukosten und der durch den Verkauf der Wohnungen erzielten Erlösen darstellen 

müssen. Dies hat sie indes nicht getan (vgl. o. Ziffer 1.1.). 

1.3 In der dritten Säule stützt sich die Klägerin darauf, dass die Beklagte die 

Wohnflächen nicht zutreffend ermittelt und im Rahmen der Planung bzw. 

Bauausführung Fehler gemacht habe. 

Wie bereits im Beschluss vom 01.09.2016 unter Ziffer II.3. ausgeführt, ergibt sich 

daraus kein Anspruch der Klägerin. Sie hat den Schaden nicht hinreichend 

dargelegt. 

1.3.1 Den Vortrag der Klägerin zum Schmutzwasseranschluss sowie zur Fehlplanung der 

Sickerschächte in dem nicht nachgelassenen Schriftsatz vom 01.07.2015, Bl. 43 dA, 

hat das Landgericht zu Recht gemäß § 296a ZPO nicht mehr berücksichtigt (vgl. 

Ziffer II.3.3.1 und 3.3.2 des Beschlusses vom 01.09.2016). Ohne Erfolg beruft sich 

die Klägerin darauf, das Landgericht habe ihr Recht auf rechtliches Gehör und die 

Hinweispflicht gemäß § 139 ZPO verletzt. Zwar darf das Gericht das Vorbringen 

einer Partei grundsätzlich nicht einfach als unsubstantiiert zurückweisen, sondern 

muss sich um Klärung und Vervollständigung des Tatsachenvortrages bemühen 

(Münchener Kommentar/Fritsche, ZPO, 5. Aufl., § 139 Rn. 20). Dies gilt 

grundsätzlich, wenn die Höhe eines Schadens nicht hinreichend dargelegt ist 

(Stein/Jonas [Leipold], ZPO, 22. Aufl., § 139 Rn. 31), und insbesondere dann, wenn 

davon auszugehen ist, dass die Partei den Mangel der Schlüssigkeit nicht erkannt 

hat (Stein/Jonas [Leipold] a.a.O., § 139 Rn. 29). Nach ständiger Rechtsprechung 

genügt das Gericht seiner Hinweispflicht nach § 139 Abs. 1 ZPO nur dann, wenn es 

die Partei auf den fehlenden Sachvortrag der von seinem materiell-rechtlichen 

Standpunkt aus gesehen entscheidungserheblich ist, unmissverständlich 

hingewiesen und der Partei die Möglichkeit eröffnet hat, ihren Sachvortrag 

sachdienlich zu ergänzen (BGH, Urteil vom 27.10.1998 - X ZR 116/97; OLG Köln, 

Urteil vom 21.05.2010 - 19 U 156/09, jeweils m.w.N.). Diese Hinweispflicht besteht 

grundsätzlich auch in Prozessen, in denen die Partei durch einen 

Prozessbevollmächtigten vertreten wird, jedenfalls dann, wenn der 

Prozessbevollmächtigte die Rechtslage ersichtlich falsch beurteilt (BGH a.a.O.). Sie 

gilt aber nicht völlig uneingeschränkt (OLG Celle, Urteil vom 16.09.1998 - 9 U 

64/98). Ein Hinweis ist nach dem Wortlaut des § 139 Abs. 2 ZPO erforderlich, wenn 
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eine Partei einen Gesichtspunkt erkennbar übersehen oder für unerheblich gehalten 

hat. Das Recht auf rechtliches Gehör wird verletzt, wenn ein Gericht, ohne einen 

vorherigen Hinweis zu erteilen, Anforderungen an den Sachvortrag stellt oder auf 

Gesichtspunkte abstellt, mit denen auch ein gewissenhafter und kundiger 

Verfahrensbeteiligter nach dem bisherigen Verfahrensverlauf nicht zu rechnen 

brauchte (BGH, Beschluss v. 15.02.2005 - XI ZR 144/03). 

Gemessen daran war vorliegend ein Hinweis des Landgerichts nicht erforderlich. 

Dass es bei der Geltendmachung eines Schadensersatzanspruches zwingend der 

Angabe der Schadenshöhe bedarf, ist für eine gewissenhafte Partei ohne weiteres 

erkennbar, so dass das Landgericht nicht gehalten war, die Klägerin darauf 

gesondert hinzuweisen. Die Klägerin hat die Darstellung der Schadenspositionen 

auch nicht - in Verkennung der Rechtslage - erkennbar für unerheblich gehalten. 

Insbesondere kann sie sich nicht mit Erfolg darauf berufen, dass sie damit gerechnet 

habe, es komme nicht auf die „dritte Säule“ an, weil der Klage schon aufgrund der 

ersten beiden „Säulen“ hätte stattgegeben werden müssen. Andernfalls wäre die 

Darlegung der Planungs- bzw. Bauüberwachungsmängel gar nicht erforderlich 

gewesen. Nicht ohne Grund hat die Klägerin diese aber bereits in der Klageschrift 

dargestellt. Dies zeigt, dass sie die Notwendigkeit, zu diesen Pflichtverletzungen und 

den dadurch verursachten Schäden vorzutragen, weder übersehen noch für 

unerheblich gehalten hat. 

Wie im Beschluss vom 01.09.2016 unter Ziffer II.3.3.1. ausgeführt, ist der - neue - 

Vortrag auch in zweiter Instanz  gemäß § 531 Abs. 2 Nr. 3 ZPO nicht mehr 

zuzulassen. 

1.3.2 Hinsichtlich der Darstellung der angeblichen Schäden durch eine falsche 

Grundflächenberechnung wird auf Ziffer II.3.3.3 des Beschlusses vom 01.09.2016 

verwiesen. 

Der neue Vortrag im Schriftsatz vom 19.10.2016, dass es sich bei dem Betrag von 

17.851,20 € um den konkreten Schadensbetrag handele, der für die Verdoppelung 

der Terrassenflächen erforderlich sei, ist in der Berufungsinstanz gemäß § 531 Abs. 

2 ZPO nicht mehr zuzulassen. § 531 Abs. 2 Nr. 2 ZPO ist nicht einschlägig. Das 

Landgericht hat - wie bereits dargelegt - hinsichtlich der Schadenshöhe nicht gegen 

die Hinweispflicht gemäß § 139 ZPO verstoßen. Der Vortrag ist auch nicht nach § 

531 Abs. 2 Nr. 3 ZPO zu berücksichtigen, da für die Klägerin ohne Weiteres 

erkennbar war, dass sie den Schaden bereits in erster Instanz hätte darlegen 

müssen, um ihre Klageforderung zu begründen. 

Davon abgesehen würde die bloße Angabe des Gesamtschadensbetrages zur 

Darlegung des konkreten Schadens ohnehin nicht ausreichen. Die Klägerin macht 

geltend, dass sie einen Schaden erlitten habe, weil die Flächenangaben, die sie 
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aufgrund der Berechnungen der Beklagten gegenüber den einzelnen Erwerbern der 

jeweiligen Wohnungseigentumseinheiten gemacht habe, unzutreffend gewesen 

seien. Zur Darlegung des Schadens hätte sie aber konkret zu den Flächen der 

Terrassen der einzelnen Wohnungen und zu den aus der fehlerhaften 

Flächenangabe entstandenen Schäden jeweils vortragen müssen. 

2. 

Die Rechtssache hat weder grundsätzliche Bedeutung noch erfordert die Fortbildung des 

Rechts oder die Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung eine Entscheidung des 

Berufungsgerichts durch Urteil. Die Entscheidung beruht auf den konkreten Umständen des 

vorliegenden Einzelfalles. Eine mündliche Verhandlung ist nicht geboten. 

 

III. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 Abs. 1 ZPO, die Entscheidung über die vorläufige 

Vollstreckbarkeit auf §§ 708 Nr. 10, 711, 709 S. 2 ZPO. Die Streitwertfestsetzung ergibt sich 

aus §§ 47, 48 Abs. 1 GKG i.V.m. § 3 ZPO. 

 
 
 
K. 

 
 
 
              F. 

 
 
 
         Dr. S. 

 


